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Zum Verfahren in Sachen der vermögensrechtlichen 
Auseinanderſetzungen zwiſchen Kirche und Schule. 


Von Carl Freiherrn v. Jacobi d' Ekholm. 


Das Geſetz vom 25. Mai 1868, ſowie das Reichsvolksſchul— 
geſetz vom 


vollzogen. Dieſe Trennung beſchränkte ſich naturgemäß nicht bloß 
auf die formale Stellung, auf das rechtliche Verhältniß der Schule und ihrer 
Lehrer gegenüber der Kirche und der kirchlichen Behörde, ſie hatte 
auch eine Auseinanderſetzung von mehr materieller Natur zur Folge, 
eine Auseinanderſetzung in vermögensrechtlicher Beziehung. Der Schul- 
lehrer hörte auf, zugleich Diener der Kirche zu ſein; er horte auf 
neben ſeiner Berufsthätigkeit als Unterrichter der Jugend jene kirch⸗ 
lichen Functionen zu verrichten, welche die politiſche Schulverfaſſung 
principiell mit der erſteren verband. Wenn er aber dieſe Functionen 
nicht mehr verſah, fo war es natürlich, daß er auch auf die für die- 
ſelben ehedem genoſſenen Bezüge keinen weiteren Anſpruch habe. Es 
mußte demnach eine Ausſcheidung dieſer Bezüge erfolgen. 

Ehedem ſetzte ſich das Einkommen des Lehrers aus den ver— 
ſchiedenartigſten Factoren zuſammen: Schulgeld, Erträgniß der Grund- 
ſtücke, Naturalien, von den Gemeinden, beziehungsweiſe Intereſſen 
der aus der Ablöſung der Naturalabgaben hervorgegangenen Grund⸗ 
entlaſtungs⸗Obligationen, Zuwendungen von Geld oder Naturalien 
ſeitens der Gutsherrſchaft, Intereſſen von Stiftungscapitalien, Zus 
wendungen Seitens der Kirche u. f. w.; dieſe verſchiedenartigen Be- 
zuge floſſen dem Lehrer unmittelbar aus der Hand derjenigen Per- 
ſonen zu, von welchen ſie herrührten, wenngleich ſie ſpäter nicht von 
dem Schullehrer ſelbſt, ſondern von den Gemeindegerichten einge- 
trieben wurden (8 205 der polit. Schulverfaſſung.) Dies hörte auf: 
es ſollte in dem Lehrer das Gefühl der Unabhängigkeit geweckt, es 
ſollte nach außen hin dieſe Unabhängigkeit anſchaulich gemacht werden 
und das wirkſamſte Mittel hiezu beſtand darin, das man den 
Lehrer in materieller Beziehung unabhängig hinſtellte und er ſollte 


14. Mai 1869 und die in Ausführung desſelben er⸗ 
floſſenen Landesgeſetze haben die Trennung der Schule von der Kirche 


| 

fortan feinen Gehalt, welcher mit einer firen Summe normirt wurde, 
aus der Bezirksſchulcaſſe, aljo von der ſtaatlich en Schulbehörde 
beziehen; dagegen ſollten die den einzelnen Lebrern gebührenden Be— 
züge in die erwähnte Gaffe fließen. Die diesfälligen Beſtimmungen 
der einzelnen Landesgeſetze auszuführen, war und iſt in erſter Linie 
die Bezirksſchulbehörde berufen. Sie erläßt die hiezu nöthigen Ber- 


fügungen, ſelbſtverſtändlich in vielen 
Widerſpruch. 
Es iſt begreiflich, daß die Kirche nunmehr nach Einführung 
der neuen Schulgeſetze gar kein Intereſſe daran hat, dem vehrer 
irgend etwas aus kirchlichen Mitteln zuzuwenden; andererſeits hat der 
Lehrer aufgehört gewiſſe kirchliche Verrichtungen zu verſehen, welche 
früher zu einem Theile ſeiner Dienſtesobliegenheiten gehört hatten, 
und für deren Beſorgung nunmehr anderweitig Vorkehrung getroffen 
werden mußte. Hier geht zumeiſt auch das Intereſſe der Gemeinde 
mit dem der Kirche Hand in Hand, und beide ſuchen dasſelbe na- 
türlicher Weife zu wahren. Es kann daher nicht befremden, wenn 
häufig gegen die in Durchführung der Landesſchulgeſetze von den Be- 
zirksſchulbehörden getroffenen Verfügungen, wodurch z. B. die Inter⸗ 
eſſen eines Stiftungscapitales oder einer Grundentlaſtungs. Obligation, 
der Geldwerth von Naturalien u. |. w. in die Schulbezirkscaſſe ein- 
bezogen werden, Seitens der genannten Parteien Einsprache erhoben, 
und die betreffenden Bezüge für die Kirche in Anſpruch genommen 
werden. Hiemit tritt ſodann die Angelegenheit in das Stadium des 
adminiſtrativen Proceſſes und muß durch ein förmliches Erkenntniß 
entſchieden werden. 

Zunächſt entſteht nun die Frage, wer hat dieſen Proceß zu 
führen und die Entſcheidung zu fällen? 
| Das Geſetz hat hiezu die Schulbehörden berufen; die Schul- 
behörden vertreten die Intereſſen der Schulen in geiſtiger, wie in 
materieller Beziehung; ſie haben daher gemäß des ihnen geſetzlich zu— 
ſtehenden Tutelrechtes über die Schulfonde auch die vermögensrecht⸗ 
lichen Anſprüche der letzteren zu wahren. 

Wie aber verhalten ſich dem gegenüber die politiſchen Behörden? 
Man könnte ſagen, wenn auf der einen Seite die Schule einen An— 
ſpruch erhebt, ſo ſteht dieſem Anſpruche auf der anderen Seite ein 
Anſpruch der Kirche gegenüber. Den letzteren hat die ſtaatliche Cul- 
tusverwaltung zu vertreten. Nichtsdeſtoweniger beſchränkt ſich die 
Sompetenz der ſtaatlichen Eultusverwaltung nur auf die Ertheilung 
des adminiſtrativen Beſitzſchutzes gegenüber einem Eingriffe in die 
Beſitzrechte der Kirche; die Entſcheidung über das zwiſchen Kirche 
und Schule ſtreitige Recht zum Beſitze liegt außerhalb der Compe- 
tenz der politiſchen Behörden. Es wäre daher allerdings der Fall 
denkbar, daß die Kirche gegen eine adminiſtrative Verfügung der 
Schulbehörde den Beſitzſchutz bei der politiſchen Behörde nachſucht 
und daß dieſe letztere dem Begehren willfahrt. Dies würde aber 
keineswegs verhindern, daß die Schulbehörde ſodann über die Frage 
des Rechtes zum Beſitze entſcheiden und es iſt ſelbſtverſtändlich, daß 
dieſe Entſcheidung dann auch gegen die Kirche ausfallen kann. Aus 


jedoch Fällen nicht ohne 


dem Geſagten geht zugleich hervor, daß es durchaus nicht nothwendig 
iſt, daß die Schulbehörden in derlei Fällen ihre Entſcheidung im 
Einvernehmen mit der politiſchen Behörde fällen, obgleich dagegen 
nichts eingewendet werden kann, wenn ein ſolches Einvernehmen in 
einzelnen Fällen thatſächlich gepflogen wird; nur verſteht ſich hiebei 
von ſelbſt, daß das Votum der politiſchen Behörde lediglich conſulta— 
tive Bedeutung hat. 

Es gibt jedoch allerdings Fälle, wo die Entſcheidung über der- 
lei Anſprüche der Kirche der politiſchen Behörde anheimfällt. Die 
erwähnten Fälle find namlich jene, in welchen es fih um ſolche Be- 
züge aus dem ehemaligen Lehrereinkommen handelt, welche als Ein: 
künfte der Schule aufgelaſſen wurden, wie dies z. B. durch § 1 des 
Landesgeſetzes vom 18. December 1871 in Niederöſterreich bezüglich 
aller vor Wirfjanifeit der Landesgeſetze vom 5. April 1870, 3. 34 
und 35 beſtandenen Verpflichtungen zu Zahlungen und ſonſtigen Lei- 
ſtungen an öffentliche Volksſchulen oder Lehrer an denſelben geſchah, 
ſo ferne ſelbe nicht nachweisbar auf Stiftungen, Verträge, letztwillige 
Anordnungen oder Schulpatronatsverhältniſſe fih gründen. Daß, wenn 
in einem ſolchen Falle die Kirche den Anſpruch auf Fortleiſtung der— 
artiger Bezüge erhebt, die Schulbehörde zu einer Entſcheidung nicht 
berufen iſt, iſt klar. Die Unterrichtsverwaltung hat nämlich gar kein 
Intereſſe daran, über einen derartigen Anſpruch abzuerkennen; denn 
jet es nun, daß derſelbe als begründet, oder fei es, daß er als unbe- 
gründet erkannt wird, ſo kann doch die fragliche Leiſtung für den 
Schulbezirk und zu Zwecken der Schule in keinem Falle mehr in 
Anſpruch genommen werden; wo aber das Intereſſe des öffentlichen 
Unterrichtes aufhört, dort ſteht auch die Grenze der Competenz der 
Unterrichtsbehörden. In allen Fällen aljo, wo es ſich um ſolche Lei- 
ſtungen handelt, welche, wenn fie als Schulabgaben zu betrachten wå- 
ren, aufgehoben ſein würden, hat, wenn die Kirche dieſelben für 
ihre Zwecke reclamirt, nicht die Schul-, fondern die politiſche Behörde 
zu entſcheiden. 

Was den Juſtanzenzug anbelangt, ſo iſt derſelbe natürlich der 
gewöhnliche. Nur muß dabei Acht genommen werden, daß nicht eine 
Verrückung desſelben unterlaufe, wozu in einigen Fällen der befonde- 
ren Natur der Verhältniſſe nach unwillkürlich die Veranlaſſung gege- 
ben erſcheinen mag. Der erſte Schritt, der bei der Durchführung der 
neuen Landesgeſetze in Rückſicht auf die hier beſprechene vermögens⸗ 
rechtliche Auseinanderſetzung zu geſchehen pflegt, beſteht in einer 
adminiſtrativen Verfügung der Bezirksſchulbehörde, mit welcher eine 
gewiſſe Leiſtung, Zablung oder dergl., die früher einen Theil des Ge- 
ſammteinkommens der Perſon des Schullehrers gebildet hatte, in die 
Bezirksſchulcaſſe einbezogen wird. Wird nun hingegen von irgend 
einer Seite eine Reclamation erhoben, ſo hat nicht etwa die zweite 
Inſtanz zu entſcheiden, ſondern die Entſcheidung kommt der erſten 
Inſtanz zu; denn die vorhergehende Verfügung dieſer Behörde war 
lediglich reine Verwaltungsmaßregel. Erſt jetzt, wenn dieſe Maßregel 
als nicht gerechtfertiget angefochten, wenn ein entgegenſtehender Rechts⸗ 
anſpruch geltend gemacht wird, tritt die richterliche Thätigkeit ein: 
jetzt werden die Parteien gehört, wird abgewogen, geprüft und judi— 
cirt. Es unterliegt hiebei ſelbſtverſtändlich nicht dem geringſten An— 
ſtande, daß die Behörde nach Maßgabe der Verhältniſſe in Ausübung 
der adminiſtrativen Judicatur nöthigen Falles ihre eigene adminiſtra— 
tive Verfügung von früber aufhebe und zu Recht erkenne, daß die 
Schule keinen Anſpruch auf die fragliche Leiſtung habe. 

Ein anderer, häufig vorkommender Fall, in welchem man fih 
desgleichen unwillkürlich geneigt fühlen könnte, eine Verletzung des 
Inſtanzenzuges zu begehen, ift der, wo es fih um die Jutereſſen 
einer Obligation handelt, welche von der Kirche in Anſpruch genom- 
men werden. Die Kirche pflegt in ſolchen Fällen um die Umſchrei⸗ 
bung der betreffenden Obligation, welche gemeiniglich auf die Schule 
vinculirt ift, einzuſchreiten. Eine ſolche Umſchreibung muß aber be- 
kanntlich von der Landesſchulbehörde eingeleitet, beziehungsweiſe durch 
Vermittlung der letzteren von dem Landesausſchuſſe durchgeführt wer- 
den. Es könnte daher vermuthet werden, daß zur Entſcheidung über 
ein derartiges Petit nur die genannte Schulbehörde berechtiget ſei. 
Daß dem nicht ſo iſt, iſt klar: die Umſchreibung der Obligation iſt 
erft etwas entfernter liegendes, es ift dies eine adminiſtrative Verfü— 
gung, welche als nothwendiges Subſtrat ein rechtskräftiges Judicat 
vorausſetzt, das demjenigen, auf deſſen Namen die Umſchreibung erfol- 
gen ſoll, das Recht des Intereſſenbezuges zuſpricht. Wenn daher auch das 
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Petit unmittelbar auf die Umſchreibung gerichtet erſcheint, ſo muß 
doch zuerſt im Wege adminiſtrativer Rechtſprechung die obige Rechts- 
frage entſchieden werden; ſobald dies klar iſt, wird auch verſtändlich, 
daß es eine Verrückung des Inſtanzenzuges wäre, wenn über ein der— 
artiges Petit nicht zuerſt die Bezirksſchulbehörde entſcheide. Würde in 
einem folgen Falle die Landesſchulbehörde ſofort aberkennen, bezie— 
hungsweiſe die Umſchreibung der Obligation veranlaſſen, ſo könnte, 
wenn die Sache im Berufungswege au die dritte Inſtanz gelangte, 
die letztere kaum etwas anderes verfügen, als die Rechtskraft der be 
reits erfolgten Vinculirung ſuspendiren und unter Aufhebung der erflof⸗ 
ſenen Entſcheidung der Landesſchulbehörde die inſtanzmäßige Judicatur 
anordnen ). Daß übrigens in derlei Fällen die Landesſchulbehörde 
nicht weiter in die Lage kommen kann, eine adminiſtrative Verfü 
gung durchzuführen, beziehungsweiſe einzuleiten, welche ihr Subſtrat 
in dem nicht weiter angefochtenen Erkenntniſſe der erſten Inſtauz, 
alfo der ihr untergeordneten Behörde hat, kann nicht befremden, 
wenn erwogen wird, daß die Functionen der einen Behörde biebet 
ganz andere ſind, als die der anderen. Die erſte Inſtanz hat judi 
cirt, die zweite Inſtanz trifft auf Grund dieſes Judicates eine admi 
niftrative Anordnung; dieſe Functionen werden nun zufällig von B. 
hörden ausgeübt, welche demſelben Verwaltungszweige angehören; im 
Grunde find fie fo verſchieden, daß auch die Behörde ſelbſt, je nach— 
dem fie die eine oder andere Function verrichtet, als eine ganz ver- 
ſchiedene erſcheint. Aus demſelben Grunde kann es auch nicht auffal— 
len, daß, wie oben geſagt, die Bezirksſchulbehörde zuerſt eine admini— 
ſtrative Verfügung trifft, und ſodann bei Erhebung eines Widerſpru— 
ches in derſelben Sache in erſter Inſtanz entſcheidet. Wir dürfen uns 
nur denken, daß die Austragung von derlei Streitigkeiten dem ordent: 
lichen Rechtswege überwieſen wäre. In dieſem Falle wird das Ver— 
hältniß ſofort zur Gänze klar. Auch dann hätten wir die adminiſtra— 
tive Verfügung der Schulbehörde erſter Inſtanz, und falls die Par— 
tei den Proceßweg beträte, zunächſt die Entſcheidung des Gerichtes 
erſter Inſtanz. Ganz dasſelbe ift aber dermalen bei uns der Fall, 


nur verſiebt beide Functionen — die adminiſtrirende und die judi— 
cirende — eine und dieſelbe Behörde. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Lehre vom Feldſchadenerſatze ($ 1321 a. b. G. B. und §§ zu 

und 22 Miniſterialverordnung vom 30. Jänner 1860, Nr. 28 

N. G. Bl. Dem Beſchädigten obliegt der Beweis eines principiellen 
Verſchuldens des Thiereigenthümers. 

Ferdinand F., Anton D. und Leopold G. belangten unter frej- 
williger Vertretungsleiſtung des Johann A. und Georg K. den Morit 
Sch., Thierhändler in Peſt, wegen Zahlung von 34 fl oͤſterr. Währ. 
Ein Theilbetrag per 12 fl. wurde als Erſatz für eine den Klägern 
am 25. Mai 1873 durch einen dem Geklagten gehörigen Dien 
zugegangene Feldbeſchädigung, und der Reſt per 22 fl. ö. W. als 
Erſaßz für die klägeriſcherſeits an Johann A. und Georg K. auszu 
legenden Beträge fir das Einfangen und die Abtransportirung des 
fraglichen Ochſen ſammt 6 Procent Zinſen vom Klagstage und Ge 
richtskoſtenerſatz verlangt. Die Klage wurde vom k. k. Bezirksge 
richte Schwechat mit Urtheil vom 10. Juni 1874, 3, 3376, 
gänzlich abgewieſen und die Kläger in den Erſatz der Ge 
richtskoſten an den Geklagten verfällt, und zwar aus nad- 
ſtehenden, den Sachverhalt wiedergebenden Gründen: 


3 
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) Ganz das gleiche Verhältniß tritt in jenen Fällen ein, in welchen es ſich 
darum handelt, in Folge der Ausſchulung einer Gemeinde aus einem Schulbezirke 
derjenigen Schule, zu welder diefe Gemeinde nunmehr eingeſchult wurde, einen Theil 
der bisher von der anderen Schule allein genoſſenen Intereſſen einer aus der Mbl- 
ſung der von ſämmlichen Gemeinden des früheren Bezirkes ehedem geleiſteten Abga⸗ 
ben entftandenen Grundeutlaſtungs-Obligation zuzuwenden. Es iſt fraglich, ob eine 
ſolche Theilung überhaupt ſtatthoft ift — Gründe der Billigkeit ſprechen dafür, — 
juriftiſche Bedenken dagegen — aber wenn fie auch ſtatthaft wäre, to konnte die Ber- 
legung der betreffenden Obligation und die Vinculirung der Theilobligationen auf die 
beiden Schulen doch nicht lediglich im Wege einer adminiſtrativen Verfügung erfol⸗ 
gen, fondern es müßte auch für zunächſt über den etwa behaupteten Rechtsanſpruch der 
anderen Schule im Wege adminiſtrativer Rechtſprechung das inſlanzmäßige Amt ge» 
handelt werden — und hiezu wäre in erſter Inſtanz die Schulbehörde desjenigen Be⸗ 
z rkes berufen, aus welchem die Ausſchulung erfolgte. 


„Nach den Klagsangaben bat ein dem Geklagten gehöriger, aus als Conſequenz mit dem früheren unbegründet; es gebricht jedoch 
einer Partie von Thieren entlaufener Ochſe an den klägeriſchen Grund- den drei Klägern als ſolchen von vornherein jeder Rechtstitel zu dieſem 
ſtücken in Rannersdorf am 25. Mai 1873 Schaden angerichtet, welch Anſpruche; denn da fie zugegebenermaßen diefe Beträge au die eigentlich 
letzteren Ferdinand F. und Anton D. mit je 5 fl., und Leopold G. bezugsberechtigten Johann A. und Georg K. noch nicht abgeführt 
mit 2 fl. beziffert, und welche Schadenerſatzanſprüche mit Hinzuſchlag haben, ſo kann von einem diesfälligen Erſatze an ſie Seitens des Ge— 
der von den Klägern auszulegenden Beträge von 20 fl. und 2 fl. klagten keine Rede ſein, vielmehr hatten die beiden Vorgenannten ihre 
für das Einfangen des betreffenden Ochſen und deſſen Transport | eventuell im $ 1036 a. b. G. B. begründeten Anſprüche ſelbſtſtändig 
nach Wien mit vorliegender Klage zur Geltung gebracht werden. zur Geltung zu bringen, wobei zu bemerken iſt, daß auch der von 

Was nun die eigentlichen Feldſchaden-Erſatzanſprüche betrifft, den Klägern angerufene § 64 des Geſetzes vom 3 December 1852, 
io wäre den Klaͤgern zur Begründung derſelben obgelegen, ein Ver- Nr. 250 R. G. Bl., hieran nichts zu ändern vermag, indem auch 
ſchulden des Geklagten zu erweiſen (§§ 1295, 1296, 1320 a. b. dieſes Geſetz an der bezüglichen Stelle nur die den Beſchädigten 


G. B.); ſolches iſt nun im vorliegenden Falle nicht geſchehen; im „bereits wirklich“ zugegangenen „verurſachten“ Einfangungs- und Ab- 
Gegentheile geben die Kläger ſelbſt zu, daß der fragliche Ochſe während triebsauslagen im Auge bat. Es war daher das Klagsbegehren, als 
des Triebes auf der Straße „entlaufen“, und daß derſelbe „ſcheu“ im Geſetze nicht begründet, unbedingt abzuweiſen, ohne daß es weiters 
und „wild“ geworden fei, und behaupten auch gar nicht, daß und noch auf die beiderſeits angebotenen Beweiſe ankäme.“ 
in wie ferne dem Geklagten oder ſeinen durch ihn zu vertretenden Die Verurtheilung in den Koſtenerſatz erfolgte unter Hinweis 
Dienſtleuten bei der Beaufſichtigung des fraglichen Ochſentriebes ein auf § 398 a. G. O. 
Verſchulden zur Laſt liege, wobei zu bemerken iſt, daß ſelbſt in dem, In den Appellationsbeſchwerden wurde von den Klägern 
übrigens nur nebenher von den Klägern berührten Umſtande, daß die unter Hinweis auf § 1321 a. b. G. B. und § 27 der pe- 
betreffende Ochſenheerde möglicherweiſe nur von Einem Treiber be- zogenen Miniſterialverordnung geltend gemacht, daß der Eigenthümer 
gleitet und beauffichtiget war, ein Verſehen des Geklagten nicht er- des betreffenden Thieres für den Schaden verantwortlich ift, ohne daß 
blickt werden kann, weil über die an fih belangloſe Anzahl der ge- dieſe Erſatzpflicht von dem Nachweiſe eines ſpeciellen Verſchuldens 
triebenen Thiere von keinem Theile Angaben gemacht werden. Fällt | des Thiereigenthümers abhängig gemacht würde. Die bloß äußerliche 
nun aber demgemäß weder dem Beklagten ſelbſt, noch auch ſeinen Verbindung der §§ 1320 und 1321 durch eine gemeinſame Margi- 
Dienſtleuten ein diesfälliges Verſchulden zur Laft, fo tft die vorge- nalaufſchrift könne nicht zu dem Schluſſe berechtigen, daß eine in dem 
iallene Feldbeſchädigung für einen Zufall zu halten und der Geklagte vorhergehenden § 1320 enthaltene Beſtimmung fich auch auf den 
nicht erſatzpflichtig ($ 1320 a. b. G. B.), und dies auch beim Be- nachfolgenden § 1321 zu beziehen habe. Die geſetzliche Dispoſition 
ſtande des von den Klägern für fih angerufenen $ 1321 a. b. G. B. | fet bei beiden Geſetzesparagraphen eine grundverſchiedene, wenngleich 
und des § 27 der Miniſterialverordnung vom 30. Jänner 1860, es ſich in beiden um eine „Beſchädigung durch Thiere“ handelt. § 1320 
Nr. 28 R. G. Bl., ſowie des $ 1318 a. b. G. B. normire aber den Fall der Beſchädigung von Menſchen, die ja 
Denn was die erſtere Geſetzesſtelle betrifft fo enthält diefer | doch in ſich ſelbſt Schutz gegen derlei Beſchädigungen ſuchen und 
§ 1321 für ſich allein keine Statuirung einer materiellen Erfagpflicht | zumeiſt anch finden, fo daß es alfo vollkommen berechtigt erſcheine, 
des Eigenthümers eines Thieres bezüglich des durch das letztere ver- | dem Schadenerſatz Suchenden die Beweislaſt bezüglich des Verſchuldens 
urſachten Schadens, vielmehr find diesfalls die allgemeinen Grund- des Thiereigenthümers aufzubürden, die ihm als perſönlich dabei Be- 
ſätze des a. b. G. B. und insbeſondere der durch die Marginalauf⸗theiligten nicht ſchwer fallen werde. Ganz anders fet dies bei der im 
ſchrift mit dem oberwähnten Geſetesparagraphen verbundene vorher- | § 1321 nomirten Beſchädigung von Grund und Boden, wo der 
gehende § 1320 a. b. G. B. maßgebend, der, wie gejagt, die Er- Beſchädigte wohl in den ſeltenſten Fällen in der Lage Jei, ein ſpecielles 
jatzpflicht des Thiereigenthümers von dem Vorhandenſein eines ſeiner-JVerſchulden des Thiereigenthümers nachzuweiſen. Der Geſetzgeber Tehe 
ſeitigen Verſchuldens abhängig macht, während es andererſeits zur bier eben von dem Bewetſe des ſpeciellen Verſchuldens des Thier- 
Geltendmachung eines derartigen Anſpruches an und fúr fich allerdings | eigenthümers ab, da ein Verſchulden ſchon aus dem Umſtande, daß 
nicht nothwendig erſcheint, daß die im § 1321 a. b. G. B. erwähnte | das Thier fih auf fremdem Grund und Boden befand, als vorhanden 
Thierpfändung auch wirklich erfolgt fei. Ebenſowenig vermag die angenommen werden müſſe, indem dies bei einer ordentlichen Be- 
Klagsſeite den § 27 der obbezogenen Miniſterialverordnung für fich in's wachung nicht geſchehen wäre, fo daß alfo das Antreffen des Thieres 
Treffen zu führen, da diefe Verordnung offenbar nicht beabfichtigte, | auf fremdem Grund und Boden eine Nachläſſigkeit des Thiereigen⸗ 
materielles Recht zu ſchaffen, reſpective die einſchlägigen Beſtimmungen thümers vermuthen laffe, welche ihm entweder unmittelbar oder bin- 
des a. b. G. B. zu modificiren, indem dieſe Miniſterialverordnung | fichtlih der Auswahl des beſtellten Hüters zur Laft falle. Für diefe 
zufolge des Proömiums derſelben nur zu dem Zwecke „der Regelung Anſchauung ſpreche auch die dem Beichädigten ohneweiters einge- 
des Verfahrens über Feldfrevel“ erlaffen wurde. räumte Befugniß der Selbſtpfändung, da die Gefetzgebung in dieſem 
Endlich geht es auch nicht an, den $ 1318 a. b. G. B. im Falle nicht die Selbſthilfe ſanctionirt hätte, wenn erſt ein ſpecielles 
vorliegenden Falle per analogiam anzuwenden, da dieſe auf die Verſchulden des Thiereigenthümers durch den Beſchädigten nadge- 
Wahrung der öffentlichen Sicherheit abzielende Geſetzesſtelle auf ganz | wieſen werden müßte. Was endlich die Einfangungs⸗ und Abtriebs⸗ 
ſpeciellen Motiven beruht, und als Ausnahmsgeſetz keine anderweitige | foften betreffe, fo fei es ganz irrelevant, ob die Kläger die diesfalls 
Anwendung zuläßt. angeſprochenen Beträge bereits ausgelegt haben oder nicht, genug 
Iſt nun ſchon dem Geſagten gemäß der Klagsanſpruch bezüglich] daran, daß fie hiefür aufzukommen haben. 
des eigentlichen Schadenerſatzanſpruches per 12 fl. von vornherein nicht Das k. k. Oberlandesgericht hat mit Urtheil vom 
begründet, fo ift er es auch aus einem weiteren Grunde nicht. Nach 14. October 1874, 3. 14.113, die erſtrichterliche Entſcheidung 
§ 29 der bezogenen Miniſterialverordnung fol nämlich der bei einem vollinhaltlich beftätigt, und zwar, was zunächſt den den Klägern 
Feldfrevel verurſachte Schaden durch das beeidete Feldſchutzperſonale,] ſelbſt zugegangenen Schaden betrifft, in der Erwägung, daß, in- 
eventuell unter Intervention des Ortsvorſtandes durch beſonders be- ſofern die Kläger anſtatt ihre Schadenerſatzanſprüche im Sinne der 
eidete Schätzleute erhoben werden, und iſt dieſe eben das „Verfahren“ Miniftertalverordnung vom 30. Jänner 1860, Nr. 28 R. G. Bl., 
betreffende Beſtimmung auch vorliegend in Betracht zu ziehen. Einen] vor der politiſchen Bebörde zur Geltung zu bringen, diesfalls den 
derartigen Nachweis über einen von ihnen erlittenen Feldſchaden nun ordentlichen Rechtsweg betraten, nicht mehr die Beſtimmungen der 
baten die Kläger durch die allegirte Beſtätigung des Gemeindevor-eitirten Miniſterialverordnung zur Anwendung zu gelangen haben, 
ſtandes Rannersdorf ddo. 25. Mai 1873 nicht erbracht, da aus der- der Schadenerſatzanſpruch der Kläger vielmehr nur nach den Grund- 
ſelben lediglich hervorgeht, daß die Kläger für die ihnen zugegangenen ſätzen des materiellen Rechtes zu beurtheilen, und im gerichtsordnungs⸗ 
Feldbeſchadigungen die bezüglichen Beträge per 5 fl., 5 fl. und 2 fl. mäßigen Wege zu erweiſen war; in der Erwägung, daß nach § 1295 
anſprechen, nicht aber auch, daß diefe Ziffern den wirklich erhobenen a. b. G. B. nur der Erſatz jenes Schadens von dem Beſchädiger 
Einzelnbeſchädigungen entſprechen. in Anſpruch genommen werden kann, welchen dieſer dem Beſchädigten 
Belangend weiters, die Klagsanſprüche auf Zahlung der von aus Verſchulden zugefügt bat, daß ſonach die Kläger in erſter Linie 
den Klägern für das Einfangen des fraglichen Ochſen erft auszu-] den Beweis zu liefern gehabt hätten, daß der ihnen angeblich zuge- 
legenden Beträge per 20 fl. und 2 fl., fo ift dieſes Begehren ſchon] gangene Schaden auf einem Verſchulden des Geklagten, ſei dies nun 
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in Folge böjer Abſicht oder in Folge eines Verſehens, d. i. in Folge 
ſchuldbarer Unwiſſenheit, Mangel der gehörigen Aufmerkſamkeit oder 
des gehörigen Fleißes ($ 1294 a. b. G. B.) beruhe, ein derartiges 
Verſchulden des Geklagten aber von Seite der Kläger nicht einmal 
behauptet worden iſt, daß ferner die Kläger dieſes Beweiſes auch 
nicht durch die Beſtimmung des § 1321 a. b. G. B. überhoben 
erſcheinen, weil der $ 1321 nur das dem Grundeigenthümer zuſtehende 
Recht der Privatpfändung normirt, ihn aber nicht der Aufgabe ent⸗ 
hebt, den Anſpruch auf den Erſatz des ihm auf feinem Grund und 
Boden durch fremdes Vieh zugegangenen Schadens im gerichtsordnungs⸗ 
mäßigen Wege zu erweiſen; was aber die für Johann A. und Georg 
K. angeſprochenen Beträge per 20 fl. und 2 fl. anbelangt, in der 
Erwägung, daß dieſe Anſprüche nicht auf dem Rechtstitel des Eha- 
denerſatzes, ſondern vielmehr auf dem Rechtstitel des 8 1042 
a. b. G. B. beruhen, welcher aber von den Klägern ſelbſt nicht qel- 
tend gemacht worden iſt; endlich in der Erwägung, daß, nachdem 
die Kläger ſchon die erſte Vorausſetzung ihres Erſatzanſpruches 
nicht erwieſen haben, ? 
ein Abgehen von der 


allgemeinen Vorſchrift des § 398 a. G. O. 
nicht gerechtfertigt war. 


Jur. Bl. 


Titeratur. 


Handbuch für den politiſchen Verwaltungs dienſt in den im 
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern. Von Ernft 
Mayerhofer, k. k. Statthaltereirath. Dritte, vermehrte vollſtändig umgearbei⸗ 
tete Auflage. Erſter, formeller Theil. Wien 1875, Manz. 

In dem ſoeben in dritter Auflage erſchienenen, vollſtändig umgear. 
beiteten Handkuche von Ernſt Mayerhofer begrüßen wir eines der renommir⸗ 
teſten Werke auf dem Gebiete des öſterreichiſchen Verwaltungsrechtes. Als „Hand⸗ 
buch“ fúr den politiſchen Verwaltungsdienſt konnte Mayerhofer's Buch fogar un- 
bedingt den Anſpruch auf den erſten Rang in unierer diesbezüglichen Literatur 
erheben. Es hat ſchon nach ſeinem erſten Erſcheinen Stuben rauchs Handbuch der 
österr. Verwaltungsgeſetzkunde fo ziemlich in den Hintergrund gedrängt und blieb 
ſonach das dominirende Handbuch, wie es wohl auch unter den in die Zeit her 
einreichenden Erſcheinungen neben Stubenrauch das einzige Werk war, welckes 
in ſyſtematiſcher Behandlung das Ganze der folitiſchen Adminiſtration umfaßte. 
Die zweite Auflage des Buches, noch aus der vorconſtitutienellen Zeit datirend, war 
nun ſchon freilich in Folge der großen Umwälzungen, welche das öſterreichiſche Verwal. 
tungsrecht in formeller wie in materieller Beziehung inzwiſchen erlitten ha“, zu einem 
wentg mehr brauchbaren Leitfaden herabgeſunken. Die empfindliche Lücke des Mangels 
eines brauchbaren Handbuches für das Geſammte des heutigen politiſchen Ver⸗ 
waltungedienſtes wurde durch die ſeither erſchienenen, wenng eich mitunter ſehr 
ſchätzenswerthen Epecia‘fchriften über einzelne der neueren Verwaltungseinrich tungen 
keineswegs genügend ausgefüllt. Es war daher ein wirklich verdienſtliches Unter. 
nehmen, daß Mayerhofer endlich an die Umarbeitung, oder jagen wir Neubearbei— 
tung ſeines Werkes ging und er hat damit einem wahrhaften Bedürfniſſe entſprochen. 
Mayerhofers Handbuch führt uns das öſterreichiſche Verwaltungsrecht allerdings 
nicht, in jener wiſſenſchaftlichen Durcharbeitung des poſitiven Stoffes vor, wie es 
3. B. Pözl rückſichtlich des bafriſchen, Rönne rückſichtlich des preußiſchen Verwal 
tungsrechtes gethan haben. Aber Mayerhofer, der Praktiker, prätendirt es auch 
nicht mit ſolcher in Oeſterreich bisher überhaupt noch vermißter Leiſtung heryer 
zutreten. Er gibt uns beſcheiden ein Handbuch für den praktiſchen Dienſt, leiſtet 
aber damit nicht nur für den Zweck, den er im Auge hat, vollfovrmen Entſprechen⸗ 
des, ſondern gibt auch durch fleißige Rückſichtnahme auf die bieherigen Anläufe 
wiſſenſchaftlicher Ergründung des öſterreichiſchen Verwaltungsrechtes mancherlei 
Anregung zum tie'eren Eindringen in den vorgelegten poſitiven Rechtsſtoff. Der 
uns vorliegende erſte, formelle Theil der, vom BDerfaffer mit Recht als eine voll— 
ſtändig neue Arbeit bezeichneten, dritten Auflage des Handbuches behält in den 
Hauptumriſſen die Eintheilung der früheren Auflage bei. Es wird uns darin eine 
klare und überſichtliche Darſtellung des Organismus, der Einrichtung, des Wir⸗ 
kungskreiſes, der politiſchen Behörden, ferner ihrer Beziehungen zu den übrigen 
Staatsbehörden und zu den autonomen Behörden, endlich eine Erörterung über 
die Geſchäftsbehandlung im Bereiche der politiſchen Amtswirkſamkeit geboten. Der 
zweite, materielle Theil wird „eine Ueberſicht der auf die politiſche Amtewirkſam⸗ 
keit Bezug nehmenden, in dem Wirkungskreiſe derſelben gelegenen oder denſelben 
berührenden Geſetze und Verordnungen aus dem weiten Gebiete der Verfaſſungs⸗ 
und Verwaltungsgeſetzkunde enthalten“. Die Art der Darſtellung im vorliegenden 
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ihr Klagebegehren völlig unbegründet erſcheint, 
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erften Theile iſt präcis, das Materiale für die Zwecke eines Handbuches ers 
ſchöpfend vorgeführt. Wir hätten höchſtens an mancher Stelle eine etwas genauere 
Onellen⸗Angabe gewünſcht, indem ja in ſolcher für den Leſer eine immer er— 
wünſchte Handhabe zur weiteren Verfolgung einzelner Fragen liegt. Das auch 
äußerlich recht hübſch ansgeſtattete Buch verdient auf das wärmſte empfoblen zu 
werden. 


Handbuch der öſterreichiſchen Verfaſſungs- und Verwal⸗ 
tungsgeſetzkunde. Von Anton Win tersperger, k. k. Notar. Wien 1875 
Hügel, 

Von dem unter dieſem Titel angekündigten Werke ſind bis jetzt zwei kleine 
Lieferungen erſchienen, in welchen öſterreichiſche Verfaſſungsgeſetze einfach abgedruckt 
find. Eine Syſtematik ift aus dieſer Zuſan mentragung von Geſetzen noch nicht 
erſichtlich. Jaeger. 


Perſonalien. 


Seine Maieſtät haben dem Hofrathe des gemeinſamen 


Oberſten Rechnungs- 


| bofes Carl Sedlacek den öſterreichiſchen Ritterſtand mit dem Prädicate Licht en- 


hofen verliehen. . 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Sectionsrathe der Wiener Lotto- 
direction Carl Merkenberg den bſterreichiſchen Ritterſtand verliehen. 

Seine Majeität haben dem Miniſterjial⸗Secretär im Handelsminiſterium Leo— 
pod Fürſtedler das Ritterkreuz des Franz Joſephs⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe in Wien Georg Zimmermann 


den Titel und Charakter eines Hofratbes verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem Landesreferenten der Grundſteuer-Landes— 
commiſſion in Krain, Vicenz Kremann den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

Seine Majeftät haben dem Finanzeommiſſär in Prag Johann Kalina den 
Titel und Charakter eines Finanzſecretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Oberfinanzrath Dr. Albin Hammer zum Gitter: 
director beim Bucowinaer gr. or. Religionefond ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Procuraturs⸗Secretär Dr. Eduard 
Zennegg von Scharfenſtein zum Finanzrathe, den Procuraturs-Adjuncten Dr. Reli ı 
Ritter von Gorski und den Procuratursconcipiſten Dr. Romuald Schubert zu 
Secretären bei der Finzprocuratur in Lemberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer in Cana le Leopold von Fur- 
lani zum Hauptſteuereinnehmer für das Küſtenland ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Steuereinnehmer Joſef Podreka zum He unte 
ſteuereinnehmer für den Bezirk Laibach ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Adolf Riedl zum Finanzrathe und 
den Finanzeemmffär Johann Schilder zum Finanzfecretär in Brünn ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat im neuen Organismus bei der k. k. Güterdirection 
des Bucowinger gr. or. Religionsfondes in Czernoritz ernannt: Zum Baurathe den 
Bauinſpector Alois Bulir, zum Forſtmeiſter den Finanzſecretär Anton Hlavaty, 
zum Adminiftrationsrath den Directionsſecretär Joſeph Wiſlocki, zum Domänenin- 
ſpector den Wirthſchafte verwalter Auguſt Günther, zum Rechnungsrath den Bud- 
halter Joſeph Kriſpin. 

Der Ackerbauminiſter hat dem Thierarzte Ignaz Hutter des k. k. Staate- 
geſtütes in Piber die in Radautz erledigte Oberthierarztesſtelle verliehen. 

Der Ackerbauminiſter hat den Rechnungsrath Rudolf Boynger zum 
Oberrechnungsrathe im Ackerbauminiſterium ernannt. 
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Erledigungen. 


Bezirkscommiſſärſtelle in Ober. Oeſterreich mit der neunten Rangsclaſſe, 
eventuell eine Statthallerei-Concipiſtenſtelle, mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 20 
Juli 1875. (Amtsbl. Nr. 140.) N i l 

Kanzlei⸗Vorſtandsſtelle an der technischen Hochſchule in Graz mit der neunten 
Rangsclaſſe, bis 10. Juli 1875. (Amtsbl. Nr. 134.) 

Poſtofficialeſtelle für Nieder-Oeſterreich, zehnte Rangsclaſſe, bis 24. 
1875. (Amtsbl. Nr. 137.) S i i 

Schätzungereferentenſtelle in Schleſien bei der Grundſteuer-Regultrung mit 
4 fl. Taggeld, bis 30. Juni 1875. (Amtsbl. Nr. 135.) S 

Oberpoſtcommiſſäreſtelle in Krakau mit den Bezügen der achten Rangsclafſe 
bis 1. Juli. Amtsbl. Nr. 128.) er 

Officialsſtelle im Wiener k. k. Verſatzamte mit 600 fl. Gehalt und 420 fl 
Quartiergeld, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 115.) Á 

Zorfteonmiffäröftelle mit der neunten Rangsclaſſe, Reiſepauſchale von 600 fl. 
und Kanzleipauſchale von 40 fl. und Forſtadjunctenſtelle mit der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, Reiſepauſchale von 500 fl. und Kanzleipauſchale von 30 fl. Beide in Kärnten 
bis 15. Juli. (Amtsbl. Nr. 129.) 

Oekonomiſche Schätzungs⸗Referentenſtelle in Schleſien mit 
von 4 fl., bis 30. Juni. (Amtsbl. Nr. 131.) 

Kanzlei⸗Vorſtandeſtelle an der techniſchen Hochſchule in Graz mit der neun— 
ten Ranges claſſe, bis 10. Juli. (Amtsbl. Nr. 134.) 

Oberförſtersſtelle bei der Wiener Forſt. und Domänendirection in der 
neunten Rangsclaſſe, eventuell eine Förſtersſtelle in der zehnten oder eine Forſt⸗ 
aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis 20 Juni. (Amtsbl. Nr. 120.) 

Zwei Forftcommiſſärsſtellen in der neun en und eine Forſtadjunctenſtelle in 
der zehnten Rangsclaſſe der k. k. Statthalterei in Prag, bis Ende Suni. (Amtsbl. 
Nr. 126.) . 


Quli 


einem Taggelde 
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Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


